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Die neuen Stempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichifchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 


(Fortſetzung.) 


Zweiter Stempelmarkeutypus. 
1. Die Emiſſion 1875. 


Der Grundzug der radicalen Reſorm des Stempelmarkenweſens, 
welcher mit der Emiſſion 1875 (Finanzminiſterialerlaß vom 3. September 
1874, R. G. Bl. Nr. 125 durchgeführt wurde, it: die Uniformi⸗ 
rung. Die Labilität des Stempelweſens, welche ſich als Conſequenz der 
Währungsänderung und der Einführung des außerordentlichen Zuſchlages 
ergeben hatte, ließ, wie ſchon erwähnt wurde, in der Buntſcheckigkeit, 
die das Markenweſen nach den mehrfachen Ausſcheidungen und Er— 
gänzungen angenommen hatte, dauernde Spuren zurück. Ein ſolcher geradezu 
regelloſer Zuſtand konnte nicht für immer Beſtand haben. Bei feiner 
Beſeitigung ging man jedoch wohl etwas zu radical vor und ſprang 
geradezu in das andere Extrem: eine allzugroße Gleichförmigkeit der 
Marken. Es iſt ein im Geldweſen allgemein gekannter und beachteter 
Erfahrungsſatz, daß Münzſtücke und Werthzeichen, wenn ſich im Verkehre 
nicht zahlreiche Anſtände und Schädigungen der Parteien aus den unteren 
Volksſchichten ergeben ſollen, von einander durch mehrfache charakteriſtiſche 
und leicht wahrzunehmende Kennzeichen ſich unterſcheiden müſſen. Erſt in 
zweiter Linie ſteht daun die Erwägung, daß das höherwerthige Appoint 
die mit einer reicheren Ausſtattung verbundenen höheren Koſten aushält 
und eine ſolche zum Schutze gegen den größeren Nachahmungsreiz auch 
erfordert. In der Stempelmarkenemiſſion 1875 wurde dieſem Satze 


keineswegs genügend Rechnung getragen: es gibt jetzt nur zwei Größen 
und zwei Zeichnungen der Marken, und iſt auch zwiſchen dieſen der 
Unterſchied wohl zu gering. 


Im allgemeinen iſt der Typus der Marken von den bisherigen 
ganz verſchieden. Sie beſitzen eine Geſtalt, wie wir ſie nur noch in 
Amerika und in den Ländern mit ruſſiſchem Recht wiederfinden: es ſind 
ſchmale hohe Rechtecke von faſt doppelt ſo großer Höhe als Breite. Die 
Marken der Guldenkategorie find um etwas größer als die der Kreuzer⸗ 
kategorie, untereinander aber ſind die Marken innerhalb jeder der beiden 
Gattungen gleich. 

Auch jetzt kann ein farbiger Fond und ein ſchwarzer Oberdruck 
unterſchieden werden. Anders als früher erſtreckt ſich der letztere aber 
auf alle Theile der Marke, allerdings mehrere Stellen und ſo auch 
den für die Ueberſchreibung beſtimmten Theil freilaſſend. Ebendort ent⸗ 


hält der aus einem Sternmuſter gebildete Fond die Angabe der Jahres 


zahl 1875, während er im oberen Theil die Werthziffer des Stempel⸗ 
zeichens wiederholt. 


Eine weſentliche Neuerung iſt, daß die Zeichnung keinen Adler 
enthält, ſondern im weſentlichen aus einem etwas in die obere Hälfte 
der Marke hineingerückten Medaillonporträt des Kaiſers beſteht. Dieſes 
in ſämmtlichen Marken gleichgeſtaltete und gleich große Bild bedingt 
hauptſächlich die Gleichförmigkeit der ganzen Emiſſion. Dieſer Umſtand 
iſt jedoch zum Theile durch eine andere Neuerung compenſirt, die in der 
Folge immer größere Dimenſionen annehmend bis zur Gegenwart eine 
höchſt bedeutſame Rolle ſpielt. Es iſt dies die Verſchiedenheit der 
verwendeten Farben. Der Anfang in dieſer Beziehung iſt aller⸗ 
dings noch recht beſcheiden. Man ließ gegenüber dem früheren Vorgang 
noch eine zweite Farbe zu: Der Fond der Kreuzerkategorie iſt grün, 
derjenige der Guldenkategorie roth. 


2. Die Emiſſion 1877. 


Die mit dem Finanzminiſterialerlaß vom 21. September 1876, 
R. G. Bl. Nr. 120, eingeführte zweite Emiſſion des neuen Marken⸗ 
typus iſt von der vorausgehenden nur hinſichtlich des farbigen Unter— 
druckes verſchieden. Die Größe der Marken und der Schwarzdruck find 
völlig unverändert geblieben. Der Fond hat eine Modification ſeiner 
Zeichnung erfahren: man kehrte zum Blattgeäder zurück, das ſich von 
nun an bis zur Emiſſion 1898 erhält und iſt auch die Darſtellung des 
Emiſſionsjahres und des Stempelwerthes etwas geändert. Hauptſächlich 
fälls jedoch ins Auge die jetzt viel reichere Verwendung von Farben⸗ 
verſchiedenheiten. Die Marken find in ſechs Kategorien ½¼ — 50 kr., 
60—90 kr., 1-5 fl., 6—10 fl., 12 und 15 fl., ſowie endlich 20 fl.) 
eingetheilt, deren Fonds — in gleicher Reihenfolge — roth, violett, 
grün, grau, braun und blau gefärbt ſind. 

Dieſe Differenzirung war aber wohl nicht ausreichend, da gerade 
die am häufigſten verwendeten Marken von 1—50 kr. vollkommen gleich 
blieben und daher nach wie vor leicht Verwechslungen ausgeſetzt waren. 


Dritter Stempelmarkentypus. 

Dieſer Typus hat das öſterreichiſche Stempelweſen ungefähr eben⸗ 
ſolang 1879 — 1898) beherrſcht, als der erſte Typus (1854—1874) 
und umfaßt ſechs Emiſſionen. Dieſelben wurden mit dem Finanz⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 8. October 1878, R. G. Bl. Nr. 132, vom 10. Oc⸗ 
tober 1880, R. G. Bl. Nr. 132, vom 19. September 1882, R. G. Bl. 
Nr. 134, vom 8. October 1884, R. G. Bl. Nr. 172, vom 6. Jänner 
1888, R. G. Bl. Nr. 5 und vom 14. März 1893 eingeführt und ſind 
nach den im farbigen Fond der Marken erſichtlichen Jahreszahlen als 
die Emiſſionen 1879, 1881, 1883, 1885, 1888 und 1893 zu be⸗ 
zeichnen. 

In manchen Beziehungen erſcheint eine Rückkehr zur älteren Ge⸗ 
ſtalt eingetreten. So zunächſt hinſichtlich der Geſtalt der Marken, da 
jetzt Höhe und Breite wieder in ähnlichen Proportionen zu einander 
ſtehen, wie beim erſten Markentypus; ferner darin, daß ſich das eigent— 
liche Stempelbild, der Oberdruck, neuerlich mehr in den oberen Theil der 
Marke zieht. Durch die faſt geradlinige Abgrenzung dieſes Stempelbildes 
nach unten erſcheint der für die Ueberſchreibung beſtimmte Betrag aus 
der Marke in auffälliger Weiſe ausgeſchieden. Bei der Mehrzahl der 
Marken iſt das Verhältniß derart, daß das eigentliche Stempelbild 
quadratiſch iſt, und daß daher die ganze Differenz zwiſchen der Breite 
und der Höhe der Marken auf den eben erwähnten Caſſirungsraum 
entfällt. Auch das kann als Anklang an ältere Ideen angeſehen werden, 
daß jetzt jedes Stempelzeichen wieder in irgend einer — freilich ſtets 
nebenſächlichen und ſehr wenig auffälligen Rolle den Doppeladler ent— 
hält. Es erfcheint dies gleichſam als ein rudimentär gewordener Beſtand⸗ 
theil der Zeichnung, dem man es gar nicht anſieht, daß er ehemals 
geradezu den Haupttheil derſelben bildete. 

Nicht minder liegt auch inſoferne eine Nachwirkung der Einrichtungen 
des erſten Markentypus vor, als die Zeichnungen der Marken für Kreuzer⸗ 
beträge aus Arabesken beſtehen, während jene der Guldenbeträge figurale 
Darſtellungen allegoriſcher Art enthalten. Endlich iſt die nunmehr wieder 
reichere Abſtufung der Markengrößen in gleicher Weiſe die Wiederauf⸗ 
nahme der älteren, nur infolge gedankenloſer Ausgeſtaltung in völlige 
Verwirrung gerathenen Einrichtung. 

Es werden jetzt ſieben, mit dem Werthe auwachſende Größen- 
lategorien geſchaffen, deren jeder vier Marken in ihrer natürlichen 
Reihenfolge zugetheilt werden (fo , 1, 2 und 3 kr., dann 4, 5, 7 
und 10 kr. u. ſ. f.). 

Für jede Größenkategorie gab es dann auch eine beſondere 
Zeichuung des Stempelbildes. Die einzelnen Marken der gleichen Kategorie 
unterſcheiden ſich von einander zunächſt durch die verſchiedene Werthangabe, 
dann aber auch durch ein jetzt in noch reicherer Mannigfaltigkeit zur Anwen— 
dung kommendes Mittel: die Farbe des Druckes. Dieſe Mannigfaltigkeit iſt 
eine ſo große, daß ihr gegenüber eine bloße Beſchreibung verſagt und 
man zu ihrer Regiſtrirung zu ſchematiſchen Zuſammenſtellungen ſchreiten 
muß. Dies würde hier aber zu weit führen. Es ſei nur geſtattet, zu 
bemerken, daß ein derartiges Schema in der oberwähnten Abhandlung 
des Verfaſſers („Die Rechtsmittel des öſterreichiſchen Gebürenrechtes“, 
Wien 1897, S. 56) enthalten iſt. 

Ueber die Verwendung dieſer Farben ſind im allgemeinen nur 
folgende zwei Momente hervorzuheben: 1. Die Farben kehren bei jeder 
Größen- und Bildkategorie mit einer gewiſſen Periodicität wieder; bei 
der Emiſſion 1879 vollkommen regelmäßig, bei den ſpäteren mit einigen 
Abweichungen der Guldenbeträge. 2. Die ſechs Emiſſionen dieſes Typus 
können in zwei Kategorien eingetheilt werden. Drei Ausgaben (1879, 
1881 und 1888) behalten den Schwarzdruck für das eigentliche Stempel— 
bild bei, ſo daß ſie ſich nur durch die Verſchiedenheit der für den Fond 
gewählten Farben unterſcheiden. Die der zweiten Gruppe angehörenden 
drei Ausgaben 1883, 1885 und 1893 dagegen benützen auch für den 
Oberdruck bunte Farben, wodurch ganz eigenartige Effecte erzielt werden. 
Die Emiſſion 1893 beſitzt überdies noch eine weitere Beſonderheit, näm⸗ 
lich die Verwendung eines Papiers mit brauner Faſerung. 

Dieſe Faſerung wird dadurch bewirkt, daß der Papiermaſſe in 
einem fortgeſchrittenen Stadium der Fabrication kurzgeſchnittene braune 
Fäden beigemengt werden. Die Anfertigung ſolchen Papieres iſt nicht 
ſchwer, könnte aber ſicher nicht geheim bleiben, ſo daß darin allerdings 
ein weſentlicher Schutz gegen Nachmachungen nicht zu erblicken iſt. 

Eine letzte Beſonderheit der Emiſſion 1893, die Verwendung von 
Gummiarabicum als Klebſtoff, womit die Rückſeite der Marken über— 
zogen iſt, wurde mit Recht von der Emiſſion 1898, die zum Kölner 
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Leim zurückgekehrt iſt, fallen gelaffen, da die hygroſkopiſchen Eigenſchaften 
des Gummi große Materialverluſte herbeiführten. 

Damit hätten wir die Geſchichte der öſterreichiſchen Stempelwerth⸗ 
zeichen bis zur neueſten Steimpelmarkenemiſſion dargeſtellt. Ehe wir aber 
dazu übergehen, die weſentlichen Neuerungen auseinanderzuſetzen, die ſich 
in ihr verkörpern, und die beſtimmt ſind, im Laufe der nächſten Zeit 
auch das übrige Stempelweſen zu beeinfluſſen, ſei es geſtattet, hier kurz 
zu erwähnen, was es mit dieſem anderen Theil des Stempelweſens für 
ein Bewandtniß hat. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn das Recht auf den Bezug eines Trinkgeldes auf Rechnung des 
Lohnes nicht nachgewieſen erſcheint, fällt eine Entſcheidung über die 
Herausgabe eines von dem Gewerbsgehilſen angeblich als „Trink⸗ 
geld“ angeſprochenen Betrages ſeitens eines Fuhrwerksgewerbs⸗ 
inhabers nicht in die Competenz der politiſchen Behörden. 

Nach Angabe des Gemeindeamtes M. beziehen die Fiakerkutſcher 
in M. gewöhnlich ſtatt eines Lohnes von den Fuhrwerksbeſitzern 10% 
des Verdienſtes. K. war aber von H. nicht unter dieſen Bedingungen, 
ſondern um 12 fl. monatlich aufgenommen. 

Im Auguſt 1896 hat der Oberkellner eines Hötels in M. für 
Fremde mit H. eine Wagenfahrt von M. nach St. M. in der Schweiz 
um „300 Fres. incluſive Trinkgeld und ſämmtlichen Speſen“ abgemacht 
und die 300 Fres. dem H. gezahlt. Die Fahrt fand ſtatt, wobei K. 
kutſchirte und von den Fahrgäſten die Erklärung erhalten haben will, 
das Trinkgeld fer ſchon bezahlt. Nach Angabe des Oberkellners waren 
die Fahrgäſte mit den Leiſtungen K.'s nicht zufrieden und langten von 
deuſelben Klagen ein. 

K. begehrte nun von H. die Zahlung von 30 Fres., die ihm von 
den Fahrgäſten als Trinkgeld zugeſagt worden ſeien; H. weigerte ſich. 

Ende November 1896 verließ K. den Dienſt bei H. und begehrte 
am 2. December 1896 von der Bezirkshauptmannſchaft in M., ſie möge 
H. zur Zahlung der 30 Fres. verhalten; dieſer erklärte, K. könnte die 
30 Fres. nur verlangen, wenn er in procentualem Lohne geſtanden 
wäre, was aber nicht der Fall war. K. erklärte ausdrücklich, er begehre 
den Betrag nicht als Procente, ſondern als „Trinkgeld“. Der Ober— 
kellner gab an, andere als die obenerwähnten Abmachungen, namentlich 
bezüglich der Höhe des Trinkgeldes ꝛc., ſeien nicht getroffen worden. 

Mit dem Erkenntniſſe vom 30. April 1897, Z. 7243, entſchied 
die Bezirkshauptmannſchaft M., H. könne durch die politiſche Behörde 
zur Zahlung des Trinkgeldes von 30 Fres. nicht verhalten werden, 
denn in M. werden gewöhnlich ſtatt des Lohnes 10% des Ver— 
dienſtes bezahlt. Beim Beſtande eines Monatslohnes müßte alſo eine 
beſondere Vereinbarung über den Auſpruch des Kutſchers auf dieſe 10% 
beſtehen, deren Beſtand aber nicht behauptet wird. Die 30 Fres. könnten 
alſo nur als „Trinkgeld“ zugeſprochen werden, d. i. als eine Zuwendung 
des Fahrgaſtes an den Kutſcher für eine zufriedenſtellende Leiſtung zur 
Aufbeſſerung und nicht ſtatt des Lohnes, und zwar nur dann, wenn H. 
einen Betrag zurückgehalten hätte, welchen die Fahrgäſte offenbar dem 
Kutſcher zuwenden wollten. Ueber eine ſolche unberechtigte Vorenthaltung 
haben aber die Gerichte zu entſcheiden, da derartige Zuwendungen nicht 
in einem ſolchen Zuſammenhange mit dem Arbeitsverhältniſſe ſtehen, 
daß nach §S 87 c Gew. Ord. die Competenz der politiſchen Behörden ein- 
zutreten hätte. 

In dem hiegegen eingebrachten Statthaltereirecurſe ſagt K., es 
handle ſich um einen Lohnſtreit, da er einen Anfpruch auf den Monats⸗ 
lohn und das Trinkgeld nach dem Dienſtvertrage hatte. Die Fahrgäſte 
haben dem Oberkellner 270 Fres. für den Wagen und 30 Fres. für 
Trinkgeld gegeben; letztere gebühren ihm, als Kutſcher, zumal die Fahr⸗ 
gäſte mit ihm zufrieden waren und ihm ſagten, daß ſie 30 Fres. als Trink— 
geld für ihn zurückgelaſſen haben. H. müſſe von der Gewerbebehörde zur 
Herausgabe der unredlich zurückbehaltenen 30 Fres. verpflichtet werden. 

Mit dem Erlaſſe vom 1. Juni 1897, Nr. 18.361, gab die Statt- 
halterei dem Recurſe aus den Gründen der bezirkshauptmannſchaftlichen 
Eutſcheidung keine Folge. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Miniſterialrecurſe 
ſagt K., er habe ſeinen Anſpruch als gewerblicher Hilfsarbeiter natur⸗ 
gemäß vor der Gewerbebehörde geltend gemacht. Er könne Zeugen an⸗ 


führen, daß ihm von H. der Anſpruch auf die „Trinkgelder“ zuerkannt 
wurde, zur Aufbeſſerung ſeiner Lage. Um nicht die Gerichte beläſtigen 
zu müſſen und raſcher zu dem ihm gebührenden Betrage zu gelangen, 
bittet er um Zuerkennung der 30 Fres. ſeitens der politiſchen Behörde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
20. Juli 1897, 3. 22.116, dem Recurſe des K., Kutſchers in M., 
gegen die Statthalterei-Entſcheidung vom 1. Juni 1897, Z. 18.361, wo⸗ 
nach in Beſtätigung des Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft M. vom 
30. April 1897, Z. 7243, erkannt wurde, daß die Entſcheidung über 
die vom Recurrenten gegen den Fuhrwerksbeſitzer H. eingebrachte Klage 
auf Herausgabe eines angeblich als Trinkgeld gebührenden Betrages von 
30 Fres. nicht in die Competenz der politiſchen Behörde falle, aus den 
Gründen der angefochtenen Entſcheidung und in der Erwägung keine 
Folge gegeben, „daß das Recht auf den Bezug des Trinkgeldes auf 
Rechnung des Lohnes nicht nachgewieſen erſcheint und ſomit die Vor— 
bedingung für die Competenz der Gewerbebehörden nicht gegeben ns 


Zum Begriffe des agent provocateur bei Eingriffen in das Markenrecht. 


Die Firma S. M. ließ für ihr in Blechflaſchen in Verkehr ge— 
ſetztes Desinfectionsmittel die Wortmarke „Lyſol“ regiſtriren. Ein ähnliches 
Präparat bot unter der Bezeichnung „Creſol-Creolin“ auch W. H. feil. 
Um ſich ein Beweismittel für gelegentlichen Mißbrauch ihrer Marke zu 
verſchaſfen, ließ die klägeriſche Firma durch die Zeugen B. und K. 
einen Einkauf bei ihm beſorgen. W. H. folgte je eine Flaſche ſeines 
Desinfectionsmittels aus, welche er, als die Käufer die Signirung 
der Waare begehrten, mit der Bezeichnung „Creſol⸗Creolin, genannt 
Wr. (Wiener) Lyſol“ verſah. Vom Wiener Landesgerichte wurde er 
deshalb mit Urtheil vom 22. April 1897, Z. 17.483, des im § 23 des 
Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R. G. Bl. Nr. 19 (§ 2 des Geſetzes 
vom 30. Juli 1895, R. G. Bl. Nr. 108) bezeichneten Vergehens ſchuldig 
erkannt. Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten beſtreitet den 
Delictsthatbeftand und das geltend gemachte Klagerecht, indem fie, aus⸗ 


führt, baß die beanſtändete Signirung auf Veranlaſſung, alſo mit Zu⸗ hat mit der Thätigkeit eines fogenannten agent provocateur (X 25 


ſtimmung der die Firma S. M. repräſentirenden Käufer B. und K. 
erfolgt ſei. In der Gegenausführung wird dieſe Auffaſſung als that⸗ 
ſächlich und rechtlich unbegründet widerlegt, da keiner der Käufer in 


der Rolle eines ſogenannten agent provocateur aufgetreten ſei. In 


der Literatur fei übrigens anerkannt (jo insbeſondere von Kohler“), 
aber nicht unbeſtritten, daß auch dieſe Rolle den delictiſchen Charakter 
des Markeneingriffes nicht ausſchließt. 

Der Caſſationshof beſchloß mit Entſcheidung vom 24. Sep⸗ 
tember 1897, Z. 6450, die Nichtigkeitsbeſchwerde zu verwerfen. 

Gründe: Die Nichtigkeitsbeſchwerde macht die Nichtigkeitsgründe 
des § 281, 9a) und c), St. P. O. mit der Behauptung geltend, der 
unter Anklage geſtellte Thatbeſtand habe auf Anregung folglich mit 
Einwilligung des Verletzten (Privatanklägers) ſeine Verwirklichung ge⸗ 
funden; da aber das Markenrecht ein verzichtbares ſei, liege infolge der 
Zuſtimmung des Verletzten ein Delict überhaupt nicht vor (S 281, 9a) 
St. P. O.); in jedem Falle aber ſei der Privatankläger durch die in 
ſeinem Vorgehen liegende Zuſtimmung zur verfolgten Handlung nach 
$ 530 St. G. nicht mehr in der rechtlichen Lage, die Anklage erheben 
zu können. Dieſe Rechtsausführungen fußen auf der thatſächlichen 
Annahme, daß der Kläger beſtellten Perſonen die Rolle von fogenannten 
agents provocateurs dem Augeklagten gegenüber zuwies, beziehungs- 
weiſe daß er letzteren durch fie zu einem nach § 23 M. G. ſtrafbaren 
Eingriff in des Privatanklägers Recht auf die Wortmarke „Lyſol“ an- 

Kohler („Das Recht des? f 80 ekt in dieſer Bezi 
(Seite 388): Nicht ſelten tft im Ve en Naß un dur den Bere en 
ſelbſt, um dadurch zur Entdeckung des Thäters zu gelangen: agent provocateur. 
Man könnte denken, daß dieſe Provocation die Strafbarkeit der Handlung auf 
hebe, da ja der Berechtigte hiedurch ſelbſt der Veranlaſſer der Verletzung ſei 
und damit zu dieſer Verletzung ſeine Zuſtimmung gebe. Das wäre aber aus zwei 
Gründen unrichtig. Denn einmal: wenn auch der Berechtigte als agent provocateur 
die Bezeichnung der Ware durch den Thäter herbeiführen will, um damit den 


Thäter zu entlarven, ſo will er die Bezeichnung nicht als Mittel der Weiter⸗ 


verbreitung, er billigt nur die äußere Form der Thätigkeit, er billigt nicht ihren 
inneren Gehalt. Sodann aber iſt ja die Marke unveräußerlich und unübertragbar, 
weshalb ſelbſt die Geſtattung von Seite des Berechtigten den objectiven That⸗ 
beſtand des Delictes nicht aufheben würde. .. Die Gründe des angefochtenen 
Urtheils ſtellen die Loyalität eines auf Gewinnung von Beweismitteln abzielenden 
liſtigen Vorgehens in Frage. 


Sau — 


ſtiften ließ. Eine thatſächliche Feſtſtellung dieſes Inhaltes findet ſich 
jedoch im angefochtenen Urtheile nicht. In demſelben iſt lediglich geſagt, 


daß, wie von der klagenden Firma ſelbſt zugegeben werde, dieſe, um 


ein Beweismittel für Markeneingriffe des Angeklagten zu erlangen, die 
beiden Zeugen B. und K. veranlaßte, ſich von den Angeklagten das 
Desinfectionsmittel mit der Bezeichnung Lyſol zu verſchaffen. Dieſe 
Urtheilsfeſtſtellung findet ihre Verdeutlichung durch die dem Urtheile 
als vollkommen glaubwürdig zugrunde gelegten Ausſagen der Zeugen K. 
und B. Erſterer beſtätigt, beim Angeklagten „reines Lyſol“ beſtellt zu 
haben; er erhielt eine nicht ſignirte Blechflaſche und beſtand auf deren 
Bezeichnung durch den Angeklagten. Nachdem dieſer ausdrücklich erklärt 
hatte, die Ware nicht mit „Lyſol“, weil dieſes Wort als Marke geſetzlich 
geſchützt ſei, ſigniren zu können, befeſtigte derſelbe auf der Blechflaſche 
einen Zettel mit den Worten: „Creſol-⸗Creolin, genannt Wr. (Wiener) 
Lyſol.“ In ähnlicher Weiſe beſtellte Zeuge B. durch den Portier des 
Hötels, in dem er wohnte, beim Angeklagten Creolin und Lyſol und 
trug dem Boten auf, die Signirung der Flaſchen zu verlangen. Der 
Beſteller erhielt eine Blechflaſche mit Creſol⸗Creolin, welches die Be⸗ 
zeichnung „Wr. Lyſol“ trug. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß in keinem Falle durch unter— 
ſtellte Perſonen eine Verleitung des Angeklagten zu einem Marken⸗ 
eingriffe ſtattfand (1 25 St. P. O.). Dies wäre etwa dann der Fall 


geweſen, wenn der Angeklagte aufgefordert ſein würde, das von ihm 


geführte Creſol-Creolin oder eine andere, von echtem „Lyſol“ verſchiedene 
Ware mit der Wortmarke „Lyſol“ zu bezeichnen. So verhält ſich aber 
die Sache nicht; beim Angeklagten wurde „Lyſol“ beſtellt und die 
Signirung der Ware — nicht deren Bezeichnung mit einer falſchen 
Marke — verlangt. Seine Sache wäre es nun geweſen, entweder die 
echte verlangte Ware zu liefern, oder die von ihm gelieferte der 


Wahrheit entſprechend zu bezeichnen. Statt deſſen hat der Angeklagte es 
vorgezogen, wohl wiſſend, daß ihm der Gebrauch der Wortmarke Lyſol 
verſagt iſt, dieſelbe mit der Modification „Wiener Lyſol“ auf eine 


fremde Waare anzuwenden. Er hat einfach die Probe, welcher er auf 
Veranlaſſung des Anklägers unterworfen wurde, ſchlecht beſtanden; das 
Vorgehen des Anklägers ſelbſt aber und der von ihm beſtellten Perſonen 


St. P. O.) nichts gemein. 

Fehlt es ſonach an der thatſächlichen Vorausſetzung, auf welcher 
die rechtlichen Ausführungen der Nichtigkeitsbeſchwerde aufgebaut find, 
ſo mußte dieſelbe verworfen werden. (B. z V. Bl. d. Juſt. Min.) 


Eine Entlohnung für perſönliche Bemühung iſt kein Gegenſtand des 

nach 8 1036 a. b. G. B. zu erſetzenden Aufwandes. (Abweiſung des 

Entlohnungsanſpruches für bei einem Löſchungswerke betheiligt 
geweſene Feuerwehrmänner.) 


Die freiwillige Feuerwehr von X hat bei der im Hauſe des B 
in der Ortſchaft V, welche nicht zur Gemeinde X gehört, ausgebrochenen 
Feuersbrunſt Löſcharbeiten verrichtet. Die Gemeinde X als Vertreterin 
der freiwilligen Feuerwehr begehrt nun vom Geklagten B unter anderem 
auch die Zahlung eines Betrages von 34 Gulden als Entlohnung für 
die beim Löſchungswerke betheiligt geweſenen 17 Feuerwehrmänner. 

Der erſte Richter hat dieſen Anſpruch abgewieſen, weil nach den 
Statuten dieſer Feuerwehr der Löſchdienſt bei derſelben ein unentgeltlicher 
iſt, die entgegengeſetzte Auſicht mit dem geſellſchaftlichen Zwecke des In⸗ 
ſtitutes unvereinbar wäre und eine ſolche Dienſtesverrichtung auch nicht 
als eine außerordentliche, nach den Statuten zu entlohnende Leiſtung 
betrachtet werden kann. 

Das Oberlandesgericht hat der klagenden Gemeinde im Grunde 
des § 1036 a. b. G. B. auch dieſen Betrag zugeſprochen, von der Anſicht 
ausgehend, daß die Feuerwehr in X ſich nur für die Gemeinde X con- 
ſtituirt habe, die Pflicht zur unentgeltlichen Hilfeleiſtung nicht auf andere 
Gemeinden ausgedehnt werden könne und das Löſchwerk offenbar dem 
Geklagten zum Vortheil gereicht habe. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 27. October 
1897, 3. 11.560 das erſtrichterliche Urtheil aus folgenden Erwägungen 
wiederhergeſtellt: Es iſt zwar richtig, daß die Feuerwehr von X ſich 
nur für die Gemeinde X conſtituirt hat, und kann aus dem Wortlaute 
der Statuten nicht abgeleitet werden, daß ſie ſich auch verpflichtet habe, 
bei Bränden in außerhalb der Gemeinde X gelegenen Ortſchaften 
ſtatutenmäßig ihre Hilfe zu leiſten. Ebenſo muß als richtig erkannt 


werden, daß der in der Feuerlöſchordnung für das flache Land vom 
7. September 1782 enthaltene Satz, daß die in der Nähe liegenden 
Gemeinden nicht nur die angeſuchte Hilfe zu leiſten, ſondern ſelbſt ein⸗ 


ander gegenſeitig zu Hilfe zu eilen haben, in der für die Feuerwehr X 
maßgebenden Feuerlöſchordnung nicht enthalten iſt. Allein die Frage, ob 
eine Verpflichtung zur Hilfeleiſtung vorhanden war, welche übrigens nicht 


Gegenſtand der Entſcheidung der Gerichte, ſondern der Adminiſtrativ⸗ 
behörden wäre, hat auf die gegenſtändliche Frage, ob eine Entlohnung 
begehrt werden kann, keinen Einfluß. 

Der berufene § 1036 a. b. G. B. beſtimmt, daß demjenigen, welcher 
ein fremdes Geſchäft zur Abwendung eines bevorſtehenden Schadens be⸗ 


Es iſt aber darin keineswegs feſtgefetzt, daß auch eine Entlohnung für 
perſönliche Bemühung gefordert werden könne. Die begehrte Summe 
iſt aber kein von dem Feuerwehrcorps oder von der Gemeinde X ge— 
machter Aufwand, und es wird nicht einmal behauptet, daß den Feuer⸗ 
wehrmännern dieſer Betrag ausbezahlt worden ſei, ſondern es iſt eine 
Forderung, welche die Gemeinde namens der Feuerwehrmänner als 


perſönliche Entlohnung derſelben fordert. 
Schon aus dieſem Grunde mußte der Anſpruch der Klagſeite ab— 
gewieſen werden. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Geh. Rath Dr. Eugen Ritter Böhm v. Bawerk 
zum Senatspräſidenten beim Verwaltungsgerichtshofe extra statum ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Joſef 
An der Lan v. Hochbrunn anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei das Ritter⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 8 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium Ladislaus 
Ritter Kochanowski v. Stawezan anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den 
Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Finanzrath Karl Lubee zum Oberfinanzrathe 
extra statum bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Ludw. Stampfl den Titel 
und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Poſt⸗Oekonomieverwaltung in Wien 
Joh. Bochlinger taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Gewerbe⸗Inſpector I. Claſſe Victor Würth zum 
Oberinſpector der General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Dr. Adolf Eisl in Laibach 
den Titel eines Sanitätsrathes zu führen geſtattet. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Polizeidirection in Wien die Poltzeicommiſſäre Eduard Gutmann 
und Eduard Semek zu Polizei⸗Obercommiſſären und die Poltzei⸗Concipiſten 
Dr. Stefan Fo. Kreilisheim und Anton Lachma yer zu Poltzeicommiſſären 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Ingenieure Chriſtof Koſinski, Georg Stratimirovié v. Kulpin und Adolf 
v. Wazl, ſowie den Privatingenieur Ludw. Mayer zu Oberingenieuren, dann 
den Bauadjuncten Fr. Garber zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in der 
Bukowina ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Amanuenſis an der 
Univerſitäts⸗Bibliothek in Wien Dr. Guſtav Zoepfl zum Scriptor an der 
Studien⸗Bibliothek in Klagenfurt ernannt. j 

Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommiſſäre Salvinus v. Benvenuti 
und Quido Rava ſio, ſowie den Finanzeommiſſär Simeon Palisca zu Finanz 
ſecretären und die Finanzcommiſſäre Arrigo Czerwenka und Lorenz Bucchich 
zu Finanz⸗Obercommiſſären der Finanz⸗Landesdirection in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Dienſtbereich der Finanz⸗Landesdirection 
in Graz den Finanzrath der Finanzdireetion in Czernowitz Carl Marek, den 
Finanzrath der Finanzdirection in Klagenfurt Dr. Alfred Edlen v. Baljthy, 
ſowie die Steuer⸗Oberinſpectoren Peter Pilch und Peter Marinkovic zu 
Finanzräthen, ferner den Finanz⸗Obercommiſſär Dr. Karl Albrecht und den 
Finanzcommiſſär Joſef Zouffal zu Finanzſecretären, die Finanzcommiſſäre 


Ernſt Ritter v. Jettmar und Fdch. Mikula zu Finanz⸗Obercommiſſären und 


den Steuerinſpector zum Dr. Gregor Kroisleitner zum Steuer-Oberinſpector 
ernannt. 

4 Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oderinſpector der mähriſchen 
Landesdirection Fz. Malek zum Finanzrathe ad personam ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Fz. Hable zum 
Oberinſpector der o. ö. Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter des Oekonomates der General: 
direction der Tabakregie Fz. Schwarz zum Director des Tabakhauptmagazines 
in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Karl Groß, Idch. Czap, 
Victor Kemlink, Anton Liegert und I. Bednaf zu Steuer⸗Oberinſpectoren 
der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Guſtav Doll, den Steuer: 
inſpector Eduard Bugno, die Adjuncten der galiziſchen Finanzprocuratur 


Finanz⸗ 


Steuer⸗ 
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Dr. Joſef Kraupa, Dr. Karl Ritter v. Lim beck und Jo 


Dr. Eugen Lopuszanski und Dr. Joh. Miczynski, dann die n n n 
ann Zizka zu 
Miniſterialconcipiſten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamtsverwalter Fz. Kodermatz zum 
Zolloberamts⸗Verwalter in der VIII. Rangsclaſſe beim k. k. Hauptzollamte in 
Klagenfurt ernannt. 5 g 

Der Finanzminiſter hat die Adjuncten der Staatsſchuldencaſſe Joſef 
Mundigler und Guftav Pohl zu Hauptcaſſieren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Joſef Zeidler, Johann 
Schorm, Thomas Mathes und Ludwig Battek zu Hauptſteuereinnehmern 
der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Director der Tabakfabrik in Täbor Johann 
Brazdil zum Inſpector der Tabakhauptfabrik in Sedletz, den Director der 
Tabakfabrik in Hallein Ignaz Zimmermann zum Inſpector bei der Tabak⸗ 


ſorgt, der nothwendige und zweckmäßig gemachte Aufwand zu erſetzen iſt. hauptfabrik in Fürſtenfeld und den Secretär der Tabakhauptfabrik in Budweis 


Fz. Louzensky zum Director der Tabakfabrik in Täbor ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Punzirungsamtes in Trieſt 
Wardein Auguſt Mayer, den Wardein des Hauptpunzirungsamtes in Wien 
Heinr. Stecke und den Vorſtandk des Punzirungsamtes in Krakau Leonhard 
Lepszy zu Oberwardeinen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Georg Stuhlpfarrer 
zum Rechnungsrathe der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Commiſſär Ernſt Ridler 
zum Oberforſtcommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpeetions⸗Adjuncten Alexander Berwid 


zum Forſtinſpections-Commiſſär ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Adjuncten Karl Spazzali 
zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 10 

Der Ackerbauminiſter hat den bergbehördlichen Kanzliſten Karl Fink 
zum Kanzleiofficial ernannt. n r 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergrath Karl Broz in yoria zur Berg: 
direction Pribram überſetzt und den Obermarkſcheider Joſef Schmid in Pribram 
zum Bergrathe bei der Bergdirection Idria, ferner den Oberbergverwalter Joſef 
Billek in Kluſen zum Obermarkſcheider in Pribvam, den Bergverwalter 


Wenzl Oppl in Plibram zum Oberbergverwalter, den Bergmeiſter Joſef 
Tſchemernigg in Idria zum Bergverwalter und den Bergeleven Clemens 
Penco in Raibl zum Bergmeiſter bei der Bergverwaltung Klauſen ernannt. 


Der Eiſenbahnminiſter hat die Oberingenieure Emil Broſch, Georg 


Ortmann, % Wala, Heinr. Karplus und Georg Rank, ferner den 


Inſpector der öſterreichiſchen Staatsbahnen Karl Gölsdorf zu Bauräthen, die 
Ingenieure Filipp Hanke, Victor Kramer, Rud. Axmann und Arthur Edlen 
b. Miſes zu Oberingenieuren und den Ingenienr⸗Adjuncten der öſterreichiſchen 


Staatsbahnen Eugen Auſtin zum Ingenieur im Eiſenbahn⸗Miniſterium ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Rechnungsofficial Joſef 
Eckſtein zum Rechnungsrevidenten, den Rechnungsaſſiſtenten Bruno Seyfried 
zum Rechnungsofficial und den Rechnungspraktikanten Adolf Heeber zum 
Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Baupraktikanten Johann 
v. Wiſocki und Clemens Ritter v. Wartereſiewicz zu Bauadjuncten für 
den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Finanzeoncipiſten 
Dr. Egon Weißberger zum Finanzcommiſſär ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz- Landesdirection hat den Finanz⸗ 
concipiſten Dr. Ferd. Grimm zum Finanzeommiſſär ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Controlor 
Fz. Ludwig, Rud. Simper, Matthäus Lang, Adolf Kawecki und Julius 
Burg zu Verwaltern, den Official Karl Reinhart, Thomas Stöberl, 
Joh. Buchar, Anton Pachler, Rud. Mothwurf, Anton Nebert, Daniel 
Habenicht und Alexander Obergmeiner zu Controloren, den Aſſiſtenten 
Joſef Wachter, Mathias Schügerl, Anton Turek, Rud. Swoboda, 


| Sybeiter Weichſelbraun, Johann v. Joris, Joh. Pfaffinger, Joſef 


Haunſtein, Moriz Stiegholzer, Joſef Chmelik, Hubert Schindler, 
Joſef Güttel und Anton Sobotka zu Officialen, den Feldwebel Konrad 
Vogl, ſowie den Finanzwach⸗Reſpicienten Joſef Humplik, Joſef Suckel, 
Joſef Leder, Joſef Markefka, Moriz Maluſchka, Edmund Prohaska, 
Wladimir Richter, Georg Starzer, Joſef Sadil, Heinr. Schneider, 
Iz. Elefant, af Opad, Moriz Oswald, Johann Haunſchmid und 
Alois Wanzel zu Aſſiſtenten bei den Verzehrungsſteuer-Linienämtern Wiens 
ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Finanzwach⸗ 
Reſpicienten Andreas Wolf zum Finanzwach-Commiſſär ernannt. 


Erledigungen. 


2 Ingenieur-, eventuell 1 Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte 
in Niederöſterreich mit der IX., beziehungsweiſe X. Rangsclaſſe bis 9. Juni. 


(Amtsblatt Nr. 100.) 


Bezirkshauptmannſtelle mit der VII. Rangsclaſſe, eventuell Statt- 


halterei-Secretärsſtelle in der VIII., Bezirks⸗-Commiſſärs ſtelle in der 


IX. und Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der 
politiſchen Verwaltung in Steiermark bis 15. Mai. (Amtsblatt Nr. 101.) 


“bHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeikſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 37 und 38 der Erkenntniſſe 1897. 
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